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Ungefähr ein Jahr vor einer 
Wahl müssen die Ortsgruppenver-
antwortlichen daran gehen, den 
Wahlkampf vorzubereiten und zu 
planen.

1. ZEITPLAN UND 
ENTSCHEIDUNGSFRAGEN

2. THEMENFINDUNG

„Die Vorbereitungszeit für einen 
Wahlkampf beträgt ungefähr ein 
Jahr. Eine gut durchdachte Strategie 
und professionelle Planung sind der 
Schlüssel zum Erfolg.“

Die örtliche FPÖ soll natürlich 
für alle anstehenden Fragen und 
Problemfelder Lösungsansätze 
entwickeln und ihren Standpunkt 
definieren. Für den Wahlkampf ist 
es allerdings sinnvoll, nicht zu vie-
le Themen bzw. Forderungen zu 
präsentieren.

Es empfiehlt sich die „Golde-
ne Dreierregel“: Wählen Sie drei 
Themenbereiche aus, von denen 

Anforderungen an „gute“ Wahlthemen

Ein Thema muss 

 von vielen Menschen in der 
Gemeinde als wichtig erachtet wer-
den (Relevanz)

 mit der FPÖ glaubwürdig 
in Verbindung gebracht werden 
(Kompetenzzuschreibung)

Sie annehmen, dass möglichst viele 
Wähler diese Themen für wichtig 
halten. Achten Sie außerdem dar-
auf, dass die FPÖ hinsichtlich der 
Themen glaubwürdig und kompe-
tent ist. Versuchen Sie zudem, eine 
thematische Alleinstellung zu errei-
chen. Eine Forderung, die von al-
len Parteien gleichermaßen gestellt 
wird, nützt Ihnen nichts. Versuchen 
Sie deshalb, sich von den anderen 
Parteien inhaltlich zu unterscheiden.

 von den eigenen Aktivisten 
mitgetragen werden (Identifika-
tion)

 der FPÖ eine Alleinstellung 
einräumen (Differenzierung)

Generell besteht die Gefahr, 
dass politische Aktivisten in ihrer 

Die Themen, mit denen eine 
Ortsgruppe in den Wahlkampf ge-
hen will, sind festzulegen, die Ak-
tivitäten zu planen und ein Kandi-
datenteam ist aufzustellen. 

In jenen Bundesländern, in 
denen es eine Bürgermeister- 
direktwahl gibt, ist außerdem zu 
entscheiden, ob die FPÖ einen 
Bürgermeisterkandidaten aufstel-
len will. Auf all diese Fragen wol-
len wir in den folgenden Ausfüh-
rungen eingehen.

Wenden Sie die "Goldene  Dreierregel" 
an!
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eigenen „Blase“ leben, sich in ers-
ter Linie mit Gleichgesinnten tref-
fen und oftmals nicht wissen, wo 
die Menschen der Schuh drückt. 
Das kann dazu führen, dass Poli-
tiker Themen aufgreifen, die für 
die meisten Gemeindebewohner 
keine Relevanz haben. Manchmal 
geschieht das aber auch ganz be-
wusst, nämlich immer dann, wenn 
der Politik ein Eisen zu heiß er-
scheint, um es aufzugreifen. Dann 
wird es liegengelassen, auch wenn 
es den Bürgern noch so sehr unter 
den Nägeln brennt. Eine solche Ig-
noranz kann sich natürlich rächen 
und Bürgerinitiativen auf den Plan 
rufen, aus denen schließlich Bür-
gerlisten hervorgehen.

Auf der anderen Seite sind viele 
Bürger heute politikverdrossen und 
nehmen das Geschehen im Rat-
haus bestenfalls am Rande wahr. 
Auch Ideologien spielen eine im-
mer kleinere Rolle. Lagerdenken 

und Stammwählerschaften, wie sie 
früher üblich waren, verlieren an 
Bedeutung, während die Zahl der 
Wechselwähler ständig zunimmt.

Immer mehr Menschen stim-
men nach Gefühlslage und Eigen-
nutz-Erwartungen ab – oft spontan. 
Sie fragen sich, welche Partei am 
ehesten ihre persönlichen Interes-
sen vertritt oder politische Prob-
lemlösungen anbietet, von denen 
man sich den größten Vorteil für 
die eigene Lebenssituation ver-
sprechen kann. Natürlich spielen 
auch Sympathie oder Antipathie 
eine große Rolle, wie das bei jeder 
Beziehung der Fall ist – und Politik 
ist eine Beziehungssache.

So darf man nicht verkennen, 
dass der Wähler nicht nur nach ra-
tionalen Kriterien entscheidet. Im 
Gegenteil: Wahlentscheidungen 
sind oft eine höchst emotionale und 
subjektive Angelegenheit.

Meinungsumfragen

Eine zuverlässige Vorgehens-
weise, um die Meinung der Wahl-
berechtigten zu ermitteln und aus 
den eigenen Echoräumen heraus-
zukommen, stellt die Durchfüh-
rung einer repräsentativen Mei-
nungsumfrage dar. Wo drückt die 
Menschen der Schuh? Was stört 
die Leute in der Gemeinde? Was 
gehört verbessert? Die Umfrage 
liefert stichhaltige Informationen 
für inhaltliche Entscheidungen.

Auch Sympathie- und Bekannt-
heitswerte der Kandidaten können 
auf diese Weise erhoben und einer 
Reihe von Maßnahmen zugrunde-

gelegt werden, selbst der Listen-
reihung.

Üblich sind dabei Telefonum-
fragen. In größeren Städten kön-
nen diese Umfragen auch um On-
line-Interviews ergänzt werden. 
Postalisch versendete Fragebögen 
bringen meist nur einen geringen 
Rücklauf und zeugen höchstens 
vom Interesse des Versenders an 
der Meinung der Bürger und da-
von, mit ihm in Kontakt treten zu 
wollen.

Überschätzt wird von vielen 
Politikern und Journalisten die so-
genannte „Sonntagsfrage“, das 

Faktencheck:  Es ist die Meinung der Wähler, die zählt!
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„Nur durch die regelmäßige und 
intensive Kommunikation der 

drei Hauptthemen kommen die 
Botschaften bei den Wählern an.“

heißt die Frage, welche Partei zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt gewählt 
werden würde. 

Erstens ist das immer nur eine 
Momentaufnahme, die durch poli-
tische Ereignisse auf Bundes-, Lan-
des- oder Gemeindeebene jederzeit 
kurzfristig auf den Kopf gestellt 
werden kann. Bis zum Wahltermin 
kann sich da noch viel verändern.

Zweitens wird bei den Diskus-
sionen rund um Umfrageergeb-
nisse meist die Schwankungs-
breite außer Acht gelassen. Bei 
kleineren Stichproben liegt die 

Schwankungsbreite bei ca. +/-5 %, 
bei größeren immer noch bei +/-2 
bis 3 %. (Wir sprechen dabei von 
Prozentpunkten.) 

Und dann diskutieren vermeint-
liche Experten im Fernsehen dar-
über, warum eine Partei bei einer 
Umfrage zwei Prozentpunkte ge-
wonnen oder verloren hat und ver-
gessen oder verschweigen dabei, 
dass eine Veränderung oder ein pro-
zentueller Unterschied innerhalb 
der Schwankungsbreite überhaupt 
keine statistische Aussagekraft  
besitzt.

Ein vereinfachtes Beispiel: 
Nehmen wir eine Schwan-

kungsbreite von +/-3 % an. Bei 
einer Umfrage liegt Partei A bei  
35 %, Partei B bei 40 %. Statis-
tisch gesehen kann man aus so ei-
nem Resultat kaum etwas ablesen. 
Partei A könnte unter Berücksich-
tigung der Schwankungsbreite ein 
Ergebnis von 32 % bis 38 % ein-
fahren, Partei B ein Ergebnis zwi-
schen 37 % und 43 %. Theoretisch 
könnten beide Parteien auch genau 
gleich liegen.

Sehr wohl sinnvoll ist die The-
menfindung oder eine Priori-
tätensetzung aufgrund einer 
Umfrage. Dabei spielt die Schwan-
kungsbreite eine untergeordnete 
Rolle.

In kleineren Gemeinden emp-
fehlen wir eine Stichprobe von 200 
(Telefon-)Interviews, in den Be-
zirksstädten sind Stichproben von 

300 bis 500 Interviews sinnvoll, in 
Wien werden regelmäßig 1.000er-
Umfragen oder sogar noch größere 
Studien in Auftrag gegeben.

„Eine empfehlenswerte Vorgehensweise, um die Meinung 
der Wahlberechtigten zu ermitteln, ist die Durchführung 
einer repräsentativen Meinungsumfrage. Das hilft auch, 
über den Rand des eigenen Tellers zu schauen.“
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Die Themenfindung und The-
menkombination erfolgt in mehre-
ren Schritten:

Sind die relevanten Themen 
erst einmal ermittelt, etwa mithilfe 
einer Umfrage, stellt sich die Fra-
ge: Wie viele und welche kombi-
nieren? Hier kommt die schon er-
wähnte „goldene Dreierregel“ ins 
Spiel. Damit ist klar: drei Themen —  
nicht mehr und nicht weniger. 
Aber welche drei unter all den re-
levanten sollen den Themenstrauß 
bilden, mit dem man letztendlich 
in die Wahlschlacht zieht?

Es empfiehlt sich, die drei 
„großen“ Themen gemäß folgen-
der Auswahlkriterien zu kombi- 
nieren:

„Wiederholung ist nicht nur die Mutter der Weisheit, sondern ein 
elementarer Wahlbestandteil, um die notwendige Aufmerksamkeit zu 
erzielen. Erst durch Häufigkeit kommt die Botschaft beim Empfänger an.“

1.) 	Ein „hartes“ FPÖ-Kern- 
	 thema (z.B. Kriminalität,  
	 soziale Sicherheit)

2.) 	Ein sachliches, positiv be- 
	 setztes Thema (z.B. Infra- 
	 struktur)

3.) „Sünden der Gegner“ oder  
	 alternativ dazu „Mehr Demo- 
	 kratie im Gemeinderat“,  
	 „Macht braucht Kontrolle“

Diese drei Themen müssen 
dann im Wahlkampf regelmäßig 
kommuniziert werden. Es wäre 
verfehlt, bei jeder Aussendung 
oder bei jedem Plakat immer wie-
der ein anderes Thema zu bringen. 
Erst durch die regelmäßige und 
intensive Kommunikation der drei 
Hauptthemen kommen die Bot-
schaften bei den Menschen an.

Die „Goldene Dreierregel“
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1.) Ein „hartes“  
FPÖ-Kernthema

Die lokale Freiheitliche Partei  
ist gut beraten, auch „harte“ The-
men aufzugreifen, Probleme also, 
die den Bürgern unter den Nägeln 
brennen, vor deren Behandlung 
die politische Konkurrenz aber 
zurückschreckt, sei es, weil sie sie 
mitverursacht hat, sei es, weil sie 

sie schlichtweg leugnet oder sie 
sogar ihrem Weltbild entsprechen. 
Die Eignung, zum Gegenstand des 
Wahlkampfs gemacht zu werden, 
haben solche Themen umso mehr, 
wenn sie vom Wähler „traditio-
nell“ mit der FPÖ in Verbindung 
gebracht werden.

Zusammenfassung
Das „Themenmarketing“ er-

folgt in drei Schritten:

Kollektion, Kombination, Kom-
munikation.

  Kollektion:

Frage: Welche Themen kom-
men überhaupt in Betracht?

Antwort: Gesucht, gesichtet und 
gesammelt werden Themen, die 
idealerweise folgende Eigenschaf-
ten in sich vereinen: Relevanz, 
Kompetenz, Identifikation, Allein-
stellung.

Somit ist ein ideales Thema:
- 	 wichtig für die Bürger, 
- 	 im Kompetenzimage der  

	 Freiheitlichen Partei, 
- 	 motivierend für ihre  

	 Funktionäre, 
- 	 nicht im Themenkatalog der  

	 Konkurrenz.

  Kombination

Frage: Welche drei Themen 
werden schließlich für den Wahl-
kampf zusammengestellt?

Antwort: Unter den drei großen 
Themen sollte eines parteitypisch 
sein, eines sachpolitisch und ei-
nes konkurrenzbezogen (Goldene 
Dreierregel). Achtung, im Wahl-
kampf pragmatisch vorgehen: 
„Konkurrenz“ ist hier die Partei, 
mit der man gemeinsame Wäh-
ler-Schnittmengen hat. Gerun-
gen wird um Stimmen und Sitze, 
nicht um weltanschauliche Posi- 
tionen.

  Kommunikation

Frage: Wie werden diese drei 
Themen unter die Leute gebracht?

Antwort: durch konsequente 
Wiederholung! (Lernprinzip)

Hart in der Sache,  seriös im 
Ton!
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2.) Ein sachliches, positiv 
besetztes Thema

Die Mitbewerber werfen der 
Opposition gerne vor, dass sie nur 
kritisiere und nicht sachlich sei. 
Schon deshalb ist es sinnvoll, ein 
weltanschaulich neutrales, reines 
Sachthema im Wahlkampf vorzu-
weisen.

Als ein solches kommt vor al-
lem die Instandsetzung bestehen-
der oder die Errichtung fehlender 
Infrastruktur in Frage (ein Freibad, 
eine Bücherei, eine Betreuungsein-
richtung für Senioren, ein Jugend-

zentrum, die Anbindung an den 
öffentlichen Verkehr, ein Betriebs-
ansiedlungsprojekt, ein Altstoff-
sammelzentrum, ein Kreisverkehr 
etc., je nachdem, was von den Ge-
meindebürgern als Defizit gesehen 
wird). Die Finanzierbarkeit muss 
in dem Zusammenhang nicht im 
Vordergrund stehen, solange die 
FPÖ nicht die Mehrheit im Ge-
meinderat hat. Als Oppositionspar-
tei ist es legitim, Forderungen zu 
stellen. Für die Realisierung dieser 

„Als Oppositionspartei ist es legitim, Forderungen zu stellen und 
die Umsetzung von der Mehrheitspartei zu fordern. Die Opposition 
vertritt nicht das Gemeindeamt, sondern die Anliegen der Bürger.“

Forderungen zu sorgen, ist Aufga-
be der Regierungsparteien.

Freiheitliche Mandatare in der 
Opposition müssen stets beden-
ken, dass sie nicht das Gemein-
deamt vertreten und nicht für die 
Gemeindefinanzen verantwortlich 
sind, sondern für die Anliegen der 
Bürger kämpfen müssen.

Wenn die FPÖ hingegen in 
der Regierungsverantwortung 
ist und Bürgermeister, Stadträte 
oder Gemeindevorstände stellt, 
kann unter diesem Punkt auch 
über erfolgreich umgesetzte FPÖ- 
Projekte berichtet werden, nach 
dem bekannten Marketing-Motto  
„Tue Gutes und sprich darüber“. 
Eine Leistungsbilanz aus den 
FPÖ-Ressorts darf in keinem 
Wahlkampf fehlen. Dazu gehört 
ein Ausblick, welche Pläne der er-
folgreiche Ressortchef für die Zeit 
nach der Wahl hat.

In dieses Kapitel fallen sämtli-
che Maßnahmen und Forderungen 
in Zusammenhang mit der Be-
wahrung, Förderung und Weiter-
entwicklung all dessen, was die 
Menschen mit dem Heimatbegriff 
verknüpfen und sie in der Gemein-
de hält. Das reicht von der Infra-
struktur über das Dorfbild bis hin 
zu den Freiwilligenorganisationen 
und dem Vereinsleben. Konkrete 
Einzelthemen finden sich hier zu-
hauf. 
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3.) „Sünden der Gegner“

Kommt es in einzelnen Gemein-
den zu Verfehlungen seitens der 
Bürgermeisterpartei, so sind diese 
aufzugreifen und anzuprangern.

 
Das können Fälle von Vettern-, 

Freunderl- oder Parteibuchwirt-
schaft bei der Postenvergabe am 
Gemeindeamt, bei der Vergabe von 
Aufträgen, bei der Zuteilung von 

„Nicht persönlich werden! Schon 
gar nicht mit unbeweisbaren 

Behauptungen oder Vorwürfen 
ohne politischen Bezug!“

Gemeindewohnungen, Fälle von 
Machtmissbrauch etc. sein.

Achtung: Die Vorwürfe müs-
sen natürlich belegbar sein und im 
Ernstfall vor Gericht halten. An-
sonsten macht man sich schnell 
wegen Ruf- oder Kreditschädi-
gung, übler Nachrede oder Ver-
leumdung strafbar. 

Es sollte auch nicht der amtie-
rende Bürgermeister als Person 
angegriffen werden – persönliche 
Angriffe werden von den Wählern 
auf Gemeindeebene meist nicht 
goutiert – sondern die Partei, die er 
repräsentiert, und das System, das 
diese verkörpert.

Gerade in Gemeinden, in denen 
eine Partei mit absoluter Mehrheit 
regiert, kann die Freiheitliche Par-
tei für mehr Demokratie, Fairness 
und Transparenz im Gemeinderat 
und im Gemeindeamt eintreten. 

Selbst wenn der Gemeindechef 
nichts falsch macht und keine poli-
tischen Sünden im Sinne schwer-
wiegender Fehlentscheidungen 
oder Unterlassungen begangen 
hat, können Sie doch noch immer 
seinen Regierungsstil kritisieren, 
etwa die Selbstherrlichkeit, mit der 
er seine faktische Allmacht aus-
übt, die Unverfrorenheit, mit der 
er sich fremde Federn an den Hut 

steckt, namentlich die Ideen der 
Opposition, oder die Arroganz, mit 
der er diese behandelt.

Eine starke FPÖ steht für mehr 
Demokratie, Meinungsvielfalt und 
Kontrolle im Gemeinderat, d.h. 
für Partizipation, Pluralismus so-
wie Überprüfung und Ausgleich 
(„Checks and Balances“).

Sie verlangt selbstbewusst 
nicht nur, dass die Bürgermeis-
terpartei ihren demokratie- und 
gesellschaftspolitischen Auftrag 
anerkennt und korrekt mit ihr als 
Opposition umgeht — was Zwei-
fel an ihrer Verfassungstreue und 
persönliche Repressalien gegen 
ihre Funktionäre ausschließt. Sie 
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„Eine starke Freiheitliche Partei steht für mehr 
Demokratie und Meinungsvielfalt im Gemeinderat.“

besteht auch darauf, dass man ihre 
Anfragen ordentlich beantwortet 
und ihre Anträge ernst nimmt, statt 
diese jedes Mal allein aus partei-
politischen Gründen niederzustim-
men.

	Haben wir 3 Themen  
definiert (Dreierregel)?

	Haben wir ein „hartes“ 
Thema dabei?

	Ist ein Thema sachlich- 
positiv?

	Behandelt ein Thema  
die Sünden des  
Gegners?

	Ist das Thema in der Ge-
meinde wirklich ein Thema, 
das die Menschen bewegt? 
Oder lässt es sie eher kalt? 
(Relevanz)

	Sind wir im gewählten 
Themenbereich sattel- 
fest? (Kompetenz) 

CHECKLISTE WAHLTHEMEN

	Nehmen uns die Wähler 
unser Engagement für 
dieses Thema ab?  
(Glaubwürdigkeit)

	Entsprechen unsere  
Themen der Landes-  
und Bundeslinie?  
(Linientreue)

	Identifizieren wir uns alle 
mit den Themen und wer-
den sie von den eigenen 
Aktivisten mitgetragen? 
(Motivation)

	Besetzen wir diese Themen 
exklusiv und differenzieren 
uns damit von den Mitbe-
werbern? (Alleinstellung)

„In absolut regierten 
Gemeinden kann sich die 
Freiheitliche Partei gut als 
Kontrollpartei positionieren.“

Auch als Kontrollpartei kann 
sich die FPÖ in absolut regier-
ten Gemeinden gut positionieren. 
Unter dem altbewährten Mot-
to „Macht braucht Kontrolle“ 
klopft sie den Mächtigen auf die 
Finger.

Immer gilt es – gemäß der „gol-
denen Dreierregel“ – einen für 
den Wähler (!) attraktiven Mix 
aktueller Themen und realistischer 
Forderungen zusammenzustellen. 

Dabei sind zwei Größen im 
Auge zu behalten: 

 Die eigene Gemeinde:  
Was braucht sie? Wo drückt die 
Menschen der Schuh? Wo besteht 
politischer Handlungsbedarf?

 Die eigene Orts- 
gruppe: Was sind ihre Stärken? 
Was ihre Schwächen? Wer ist  
bereit, sich im Wahlkampf einzu-
bringen? Und in welchem Aus-
maß?

Macht 
braucht  
Kontrolle!
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In den meisten österreichischen 
Bundesländern gibt es mittlerweile 
eine Direktwahl des Bürgermeis-
ters. Für die freiheitliche Ortsgrup-
pe stellt sich daher die Frage, ob es 
sinnvoll ist, einen eigenen Bürger-
meisterkandidaten zu stellen.

3. BÜRGERMEISTERKANDIDATUR 
JA ODER NEIN

„Es gehörte immer schon eine Portion 
Mut dazu, als Bürgermeisterkandidat 
anzutreten!“

Freilich zeigt die Erfahrung, 
dass es für eine Oppositionspartei 
schwierig sein kann, Funktionäre 
zu finden, die sich für eine Bürger-
meisterkandidatur bereiterklären. 
Zu groß ist die Angst vor einer 
Wahlschlappe, davor, neben den 
oft übermächtigen Spitzenleuten 
der Mehrheitsparteien unterzuge-
hen. So gehörte immer schon eine 
Portion Mut dazu, als Bürgermeis-
terkandidat anzutreten. Auch ist 
das Ergebnis der Bürgermeister-

wahlen für Oppositionskandidaten 
oft ernüchternd, vor allem, wenn 
es unter dem eigenen Listenergeb-
nis liegt. Das ist aber kein Wunder, 
denn Außenseiter oder gar Neu-
linge in der Politik haben es nicht 
eben leicht, sich gegen die alteinge-
sessenen Bürgermeisterschwerge-
wichte zu behaupten: gegen deren 
Bekanntheitsgrad, das Drohpoten-
tial, die historischen Dankbarkeits-
verpflichtungen, die Honoratioren-
Netzwerke, den Gemeindeapparat, 
den kurzen Draht zum Bezirks-, ja 
zum Landeshauptmann etc. — von 
all den Wassern, mit denen sie ge-
waschen sind, gar nicht zu reden.

Trotz schwieriger Rahmenbe-
dingungen gibt es dennoch gute 
Gründe, einen Bürgermeister-
Kandidaten aufzustellen:

1) Eine Partei, die mit keinem 
eigenen Bürgermeisterkandidaten 
aufwarten kann, deklassiert sich 

selbst, macht sich zu einer Partei 
zweiter Klasse. 

Will die Freiheitliche Partei 
ernstgenommen werden, kommt sie 
daher nicht umhin, einen Kandida-
ten oder eine Kandidatin zu nomi-
nieren, und ernstgenommen wird 
sie nur, wenn sie Selbstvertrauen 
zeigt und mitspielt – und zwar in 
der höchsten Liga. Besonders pein-
lich wäre es, als einzige Oppositi-
onspartei im Ort ohne eigenen Bür-
germeisterkandidaten anzutreten.

Mut fängt nicht mit einem Plan, sondern mit einer 
Tat an!
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2) Mit einem Verzicht auf  
die Bürgermeisterkandidatur wird 
das Signal an die Wähler ausge-
sandt, „sowieso keine Chance zu  
haben“. 

Warum aber einer Partei die 
Stimme geben, die resigniert hat?

Eine Bürgermeisterkandidatur 
hingegen zeigt Stärke, Selbstver-

trauen, Zuversicht und Kampf-
geist. Und das ist es, was die FPÖ 
ausstrahlen muss.

Insofern wird eine Bürgermeis-
terkandidatur helfen, das Gemein-
deratsergebnis zu verbessern.

Wer in der Politik nicht von sich 
reden macht, hat bald nichts mehr 
zu melden.

3) Für Mitglieder, Sympathi-
santen und Wähler wäre es ent-
täuschend, wenn sie bei der Bür-
germeisterwahl keine Stimme für 
einen FPÖ-Kandidaten abgeben 
könnten. Das Gefühl, ein Wähler 
mit eingeschränkten Wahlmög-
lichkeiten zu sein, würde so man-
chen davon abhalten, überhaupt 

zur Wahl zu gehen, oder ihn bewe-
gen, gleich für eine „vollwertige“ 
Partei zu stimmen. Eine Partei, die 
auf einen eigenen Bürgermeister-
kandidaten verzichtet, läuft daher 
Gefahr, Stimmen für die Liste zu 
verlieren. Kurzum: Kandidaten-
verzicht riskiert Stimmenverlust.

4) Für Journalisten sind nur 
die Bürgermeisterkandidaten in-
teressante Ansprechpartner. Eine 
FPÖ-Bürgermeisterkandidatur 
erhöht das mediale Interesse an 
ihrem Kandidaten und fördert die  
Chance, medial wahrgenommen zu  
werden.

„Freiheitliche Kandidaten 
beherrschen die Fähigkeit 

der ‚Resilienz‘ – die Kunst, 
einmal öfter aufzustehen, 

als umgeworfen zu werden.“

„Eine Kandidatur kann 
nur nützlich und nie 
schädlich sein.“

5) Wenn Sie einen Bürgermeis-
terkandidaten stellen, stärken Sie 
die Demokratie. Denn Demokratie 
lebt nicht nur von Meinungsfrei-
heit und Meinungsvielfalt, sondern 
auch von der Vielzahl an Möglich-
keiten, die zur Wahl stehen. Ein 
System, in dem der Sieger schon 
vor der Wahl feststeht — sei es eine 
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Person, weil nur ein Anwärter an-
tritt, sei es ein System, weil alle 
Anwärter dasselbe vertreten, kann 
nicht gerade als demokratischer 
Pluralismus bezeichnet werden.

Die Freiheitliche Partei stellt sich 
ihrer demokratischen Verpflich-
tung, auch wenn die Chance auf 
einen Sieg begrenzt oder unwahr-
scheinlich ist. So hat Wahl immer 
etwas mit Auswahl zu tun. Dieses 
Argument ist auch gut verwendbar, 

wenn sich politische Gegner über 
Ihre Kandidatur lustig machen.

6) Da es in jeder Ortsgruppe 
zwingenderweise einen FPÖ- 
Spitzenkandidaten bzw. Listen-
ersten geben muss, gibt es keinen 
Grund, warum dieser nicht gleich-
zeitig Bürgermeisterkandidat 
sein soll. Eine gleichzeitige Kan-
didatur als Bürgermeister kostet 
weder mehr Zeit noch mehr Geld. 
Es ist daher nicht logisch, warum 
ein Mandatar sagt: „Ich werde 
Spitzenkandidat, aber nicht auch 
Bürgermeisterkandidat.“

Zusammenfassend halten wir 
fest, dass es keinen Grund gibt, 
warum ein Spitzenkandidat der 
Freiheitlichen nicht gleichzeitig 
zur Bürgermeisterwahl antreten 
sollte. Eine Kandidatur kann nur 
nützlich und nie schädlich sein.

Wegen der schwierigen Aus-
gangslage dürfen der Bürgermeis-

terkandidat und die Mitglieder 
seines Wahlkampfteams nie die 
Gründe aus den Augen verlieren, 
die für eine Bürgermeisterkandi-
datur sprechen. Weder, wie ehren-
wert so eine mutige Kandidatur ist, 
noch dass es keine Schande wäre, 
wenn das Bürgermeister- hinter 

dem Parteiergebnis zurückbliebe. 
Damit ist sogar zu rechnen.

Spott und Vorwürfen nach der 
Wahl ist bereits in deren Vorfeld 
entgegenzuwirken. (Das steht 
einer späteren Manöverkritik, die 
offen und wertschätzend abläuft, 
natürlich nicht im Wege!)„Harte Arbeit zahlt sich aus. 

Vielleicht nicht auf Anhieb, aber 
auf jeden Fall langfristig.“

Die Frage ist nicht, ob Hürden kommen, sondern wie man damit  umgehen kann! 
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Es bedarf eines mutigen, sattel-
festen und „herzeigbaren“ Partei-
mitglieds, das die Strapazen einer 
Bürgermeisterkandidatur auch bei 
geringen Wahlchancen auf sich 
nimmt. Eigentlich gibt es so je-
manden ohnehin in jeder Ortsgrup-
pe, die zur Wahl antritt — und zwar 
in der Person des voraussichtli-
chen Spitzenkandidaten. Ist die-
ser — aus welchen Gründen auch 
immer — dazu nicht bereit, so wäre 
zu erwägen, ob er nicht besser auf 

die Spitzenkandidatur verzichten 
sollte, um jüngeren und mutigeren 
Leuten Platz zu machen — voraus-
gesetzt natürlich, dass eine solche 

Personalentscheidung nicht zu 
Lasten der Listenchancen geht.

Letztlich sind alle Kandidaten-
Konstellationen in diesem Lich-
te zu prüfen, geht es doch immer 
darum, das Parteiergebnis zu ver-
bessern. Bei voraussichtlich glei-
chen oder positiven Auswirkungen 
auf das Listenergebnis kommen in 
absteigender Reihenfolge drei Va-
rianten in Betracht:

Beste Lösung: Der Spitzenkan-
didat macht auch den Bürgermeis-
terkandidaten. (Personalunion)

Zweitbeste Lösung: Der Spit-
zenkandidat ist nicht Bürgermeis-
terkandidat. Aus den erwähnten 
Gründen stellt ihm die Ortsgruppe 
aber einen Bürgermeisterkandida-
ten zur Seite. (Tandem)

Schlechteste Lösung: Die Orts-
gruppe tritt zwar mit einem Listen-

ersten an, nominiert aber keinen 
eigenen Bürgermeisterkandidaten. 
(Verweigerer)

Aber Achtung: Nicht alle Vari-
anten sind in allen Bundesländern 
möglich (Details sind der jewei-
ligen Gemeindeordnung zu ent- 
nehmen).

Noch einmal soll hier das Pri-
mat des Parteiergebnisses betont 
werden. Dient sich etwa ein übel 
beleumundeter Karrierist als Bür-
germeisterkandidat an, weil der 
angesehene Spitzenkandidat be-
dauerlicherweise keine Bereit-

schaft dazu zeigt, so wäre die Orts-
gruppe schlecht beraten, auf dieses 
Angebot einzugehen. Manchmal 
kann die theoretisch schlechtes-
te Variante in der Praxis auch die 
beste sein.

Eine Bürgermeisterkandidatur 
ist in der Öffentlichkeit und in den 
Medien rechtzeitig bekanntzuge-
ben, damit genug Zeit bleibt, den 
Bekanntheitsgrad des Kandidaten 
aufzubauen.

Ein Spekulieren auf einen 
„Überraschungseffekt“ durch eine 
späte Bekanntgabe der Kandidatur 
entbehrt jeder Logik und ist abzu-
lehnen.

„Alle Kandidatenkonstellationen 
müssen gut überlegt sein — geht  
es doch immer darum, das  
Parteiergebnis zu verbessern.“

Nur wer das 

Ziel kennt, 
findet den 

richtigen Weg!
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Es empfiehlt sich, rechtzeitig 
mit der Suche nach geeigneten 
Kandidaten zu beginnen. Ein hal-
bes Jahr vor dem Wahltermin ist 
der richtige Zeitpunkt, die Liste 
zu fixieren und in der Öffentlich-
keit bekannt zu geben. Es schadet 
auch nicht, Listenerstellung und 
Bekanntgabe noch früher durchzu-
führen.

In manchen Ortsgruppen kommt 
es zu heftigen Diskussionen und 
Streitereien über die Vergabe der 

4. ERSTELLUNG DER 
KANDIDATENLISTE

„Ziel muss sein, dass die Liste zumindest so viele Personen 
aufweist, wie es insgesamt Sitze im jeweiligen Gemeinderat 

gibt. Mehr sind noch besser. Im Idealfall gelingt es, ein Team so 
zusammenzustellen, dass verschiedene Bevölkerungs- 

gruppen und soziale Schichten vertreten sind.“

Listenplätze. Vorzugsweise in grö-
ßeren Städten, in denen ein Man-
dat auch mit einer gewissen Auf-
wandsentschädigung verbunden 
ist. Auch persönliche Befindlich-
keiten, Eitelkeit und Geltungsbe-
dürfnis einzelner Funktionäre kön-
nen Gründe für Differenzen sein.

Es soll Fälle geben, in denen 
Mitglieder aus der Partei ausgetre-
ten sind, weil sie den geforderten 
Listenplatz nicht ergattern konn-
ten. Kommt es zu Auseinanderset-

zungen, die im schlechtesten Fall 
öffentlich ausgetragen werden, so 
ist es besser, wenn diese 6 bis 8 
Monate vor der Wahl stattfinden 
und nicht im letzten Moment. Bis 
zur Wahl haben sich die Wogen für 
gewöhnlich wieder geglättet und 
auch das Interesse der Medien am 
Bruderzwist ist abgeklungen. Er-
folgt die Zwistigkeit kurz vor der 
Wahl, kann das den Wahlerfolg 
erheblich beeinträchtigen. Kein 
Wähler schätzt es, wenn in einer 
Partei gestritten wird.

Regelmäßig kommt es auch 
vor, dass Funktionäre nach der Be-

kanntgabe ihrer Kandidatur vom 
Dienstgeber, vom eigenen Umfeld 
oder vom gegnerischen Bürger-
meister eingeschüchtert und dazu 
genötigt werden, ihre Kandidatur 
für die FPÖ zurückzuziehen. Job-
verlust, soziale Ausgrenzung oder 
sonstige Benachteiligungen wer-
den angedroht. 

Kommt es zu so einem Rück-
zug, ist es besser, wenn dieser 
möglichst früh erfolgt. 

Unmittelbar vor dem Wahl-
termin hingegen ist ein derartiger 
Vorfall sehr schädlich für die Par-
tei und für das Wahlergebnis.

Wäre es  einfach,  
würde 

es jeder  machen!
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Auf die Zusammenstellung ei-
ner idealen Kandidatenliste wurde 
an anderer Stelle bereits ausführ-
lich eingegangen. 

Ziel muss sein, dass die Liste 
zumindest so viele Personen auf-
weist, wie es insgesamt Sitze im 
jeweiligen Gemeinderat gibt. Mehr 
sind noch besser.

Jeder Kandidat hat Familienan-
gehörige, Freunde, Nachbarn etc. 
und bewirkt mit seinem öffentli-
chen Eintreten für die Freiheitliche 
Partei einen Multiplikatoreffekt. 
Außerdem zeigt eine stattliche 

Kandidatenliste, dass die FPÖ in 
der örtlichen Gemeinschaft stark 
verankert ist und sich viele Ge-
meindebürger öffentlich zu ihr be-
kennen. 

Man muss allerdings einräu-
men, dass es in größeren Städten 
wesentlich leichter ist, auch die 
hinteren Listenplätze zu füllen, als 
in kleinen Landgemeinden.

Bei der Auswahl der Kandida-
ten für die aussichtsreichen Lis-
tenplätze ist auf Ausgewogenheit 
zu achten. Im Idealfall gelingt es, 
ein Team zusammenzustellen, das 

Menschen aus verschiedenen Be-
völkerungsgruppen umfasst. Wenn 
an wählbarer Stelle Junge und Äl-
tere, Handwerker und Akademiker, 
Frauen und Männer, Dienstnehmer 
und Selbständige, Arbeiter und 
Landwirte gleichermaßen ver-
treten sind, stellt die Freiheitliche 

„Ausgewogenheit auf der Kandidatenliste ist von Vorteil, 
damit sich jede Wählergruppe gut vertreten fühlt.“

Partei ein lebendiges Abbild der 
Bevölkerung dar. 

Jeder Wähler findet einen Ver-
treter auf der erfolgreichen Liste, 
mit dem er sich identifizieren kann. 

In der Praxis ist dies nicht im-
mer einfach – aber das Ziel ist klar.

Je steiniger der Weg, 
desto  wertvoller  das Ziel!
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Sämtliche Aktivitäten, die in 
einem Nicht-Wahljahr stattfinden, 
müssen im Wahljahr – zumindest 
ein halbes Jahr vor dem Wahlter-
min – intensiviert und gesteigert 
werden.

Stammtische werden im Wahl-
jahr, sofern dies nicht ohnehin dem 
Standard entspricht, monatlich 
ausgerichtet.

Ortsgruppenzeitungen erschei-
nen jetzt auf jeden Fall vierteljähr-
lich und werden um Flugblätter zu 
aktuellen Themen und Veranstal-
tungen ergänzt.

Ein halbes Jahr vor der Wahl 
gibt es, wenn möglich, sogar mo-
natlich eine FPÖ-Aussendung 
(Ortsgruppenzeitung und Flugblät-
ter abwechselnd).

Die Häufigkeit der Bürgerstän-
de und Verteilaktionen wird weiter 
gesteigert. Je näher der Wahlter-
min rückt, desto stärker erscheint 
der Kandidat in der Öffentlich-
keit. Jetzt ist Umtriebigkeit, ja Un-

5. AKTIVITÄTENPLAN 
IM WAHLJAHR

„Die Aktivitäten im Wahljahr 
müssen rechtzeitig fixiert und 

schriftlich festgehalten werden.  
Es muss ganz klar sein, was wann 

von wem gemacht wird.“

ermüdlichkeit gefragt. „Präsenz 
durch Frequenz zur Potenz“, lautet 
das Motto.

Ein Fest für die Familie oder 
eine sonstige größere öffentliche 
Aktion ist vor einer Wahl unbe-
dingt einzuplanen.

Die Kandidaten sind angehal-
ten, alle möglichen öffentlichen 
Termine im Ort (Vereinsveran-
staltungen, Sportveranstaltungen, 
kirchliche Feste, Veranstaltungen 
von ortsansässigen Unternehmen 
etc.) zu besuchen. Die Botschaft 
lautet: Die FPÖ ist Teil der örtli-
chen Gemeinschaft.

Wichtig: Die Aktivitäten im 
Wahljahr müssen rechtzeitig  
fixiert und schriftlich festgehalten 
werden. 

Die 3 Ws sind festzulegen: 
WAS wird WANN gemacht und 
WER ist federführend verantwort-
lich für die Umsetzung der je- 
weiligen Aktivität?

Hausbesuche

Hausbesuche müssen so geplant 
werden, dass bis zum Wahltermin 
alle Haushalte erreicht werden. 
Jene Ortsteile, die für die Frei-
heitlichen die größten Stimmen-
potentiale darstellen, sollen zum 
Schluss besucht werden. Die letz-
ten Besuche vor der Wahl haben 
die größte Wirkung.

Ist es logistisch nicht möglich, 
sämtliche Haushalte einer Ge-
meinde zu besuchen, sind Schwer-
punktviertel zu definieren und zu 
besuchen. 

Die erfolgversprechendsten 
Gebiete sind jene Sprengel, in de-
nen die FPÖ bei den letzten Wah-
len (Gemeinderats- und Landtags-
wahl, Nationalratswahl bzw. auch 
Bundespräsidentenwahl) bereits 
einen überdurchschnittlich hohen 
Wähleranteil hatte. Diese Wähler 
gilt es wieder zu aktivieren und zu 
motivieren.

„Hoffnungsgebiete“ sind jene 
Sprengel, in denen die letzten Ge-
meinderatsergebnisse deutlich 
unter denen der letzten Landtags- 
oder Nationalratswahl lagen. 

Wählt jemand auf Landes- oder 
Bundesebene FPÖ, nicht aber auf 
Gemeindeebene, so kann aus die-
sem Verhalten geschlossen wer-
den, dass solch ein Wähler grund-
sätzliche Sympathien für die FPÖ 

Ein guter Plan ist 
 klar  definiert!
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hegt, aber vom örtlichen Kandida-
ten oder der örtlichen Mannschaft 
nicht überzeugt war.

Diese Leute können im Rahmen 
eines persönlichen Gesprächs wo-
möglich bewegt werden, diesmal 
auch in der Gemeinde die Freiheit-
lichen zu wählen.

Bei der Planung der Wahl-
kampfaktivitäten ist folgendes 
Phänomen zu beachten:

Jährlich steigt der Anteil jener 
Wähler, die sich erst kurzfristig 
oder sogar erst in letzter Minute 
endgültig entscheiden, welche Par-

	 Die letzten Hausbesuche  
in den für die FPÖ wichtigs-
ten Ortsteilen sollen für  
die Woche vor der Wahl  
eingeplant werden.

PRAXIS-TIPP 

„Immer mehr Wähler entscheiden kurzfristig,  
welche Partei oder welchen Kandidaten sie wählen 

wollen. Deshalb ist es wichtig, die Wahlkampf- 
aktivitäten stetig zu steigern und in der Woche  

vor der Wahl täglich Präsenz zu zeigen.“

tei oder welchen Kandidaten sie 
wählen wollen. Die treuen Stamm-
wähler hingegen, die ihre Partei 
über Jahrzehnte hinweg unterstüt-
zen, werden bei allen Parteien we-
niger. 

Gerade jüngere Wähler sind 
eher Wechselwähler und geben 
spontanen Impulsen bei ihrer 
Wahlentscheidung nach. 

Deshalb ist es wichtig, die Wahl-
kampfaktivitäten bis zum Wahlter-
min hin stetig zu steigern. In der 
Woche vor der Wahl gilt es, täglich 
Präsenz zu zeigen. Mit Bürgerstän-
den, Verteilaktionen und Lokalbe-
suchen. Kein Tag bleibt ungenutzt.

Der erfolgreiche Spitzen- oder 
Bürgermeisterkandidat verdichtet 
jetzt noch einmal seine Kontak-
te mit den Wählern, gleich ob er 
diesen im persönlichen Gespräch 
sucht oder sich mit einem persön-
lich adressierten Brief an seine 

Mitbürger wendet. Am besten ist 
hier sowohl-als auch.

Eine sympathische Aktion in 
der Nacht vor dem Wahlsonntag 
kann noch entscheidende Stim-
men bringen. Beispielsweise kön-
nen Sackerl mit Süßigkeiten oder 
einer kleinen Jause, zusammen 
mit einem Wahlappell und einer 
Sed-Karte des Bürgermeisterkan-
didaten an die Haustüren gehängt  
werden.

	 Eine praktische Checkliste 
für Hausbesuche findet sich 
im Band „Ortsgruppen- 
Aktivitätenplan. Ein  
praktischer Überblick der 
wichtigsten Maßnahmen“.

TIPP 

Diese Idee ist nicht ganz neu 
und wurde in der Vergangenheit 
bereits von fast allen Parteien an-
gewandt. Deshalb ist bei der Aus-
wahl und Zusammenstellung der 
Geschenke Kreativität gefragt. Ein 
regionaler Bezug ist immer emp-
fehlenswert.

Präsenz 
zeigen, 
Chancen 
steigern!
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Plakatwerbung

Manche Bürger, aber auch poli-
tische Aktivisten, behaupten, dass 
Plakate die Landschaft verschan-
deln. Gelegentlich wird der Sinn 
von Plakatkampagnen überhaupt 
bestritten. Das stimmt allerdings 
nur dann, wenn sie schlecht ge-
macht sind.

Werbetechnisch gesehen stellen 
Plakate nach wie vor ein wichtiges 
und aus dem Werbe- bzw. Kom-

munikationsmix nicht wegzuden-
kendes Instrument für Marktkom-
munikation dar.

Im politischen Bereich dienen 
Plakate in erster Linie dazu, (posi-
tive) emotionale Botschaften zu 
transportieren und die Sympathi-
santen und Wähler einer Partei zu 
aktivieren und zu motivieren. Sieht 
ein Wähler ein Plakat „seiner“ Par-

tei, fühlt er sich bestätigt und erlebt 
das Gefühl, dass seine Partei nicht 
nur ihn anspricht, sondern viele 
andere auch, die seine politischen 
Ansichten teilen. Auf diese Weise 
bietet das Plakat die Möglichkeit, 
sich nicht nur mit der Partei, dem 
Kandidaten und dessen Aussage zu 
identifizieren, sondern auch dazu, 
sich als Teil einer größeren Bewe-
gung zu empfinden.

Wieweit es mit einer Plakat-
kampagne allein gelingt, neue 
Wähler zu gewinnen, kann man 
freilich diskutieren.

In Hinblick auf die Bewerbung 
neuer Kandidaten ist das Plakat je-
denfalls ein wichtiges Instrument, 
um den Bekanntheitsgrad eines 
Kandidaten zu steigern und ihn mit 
politischen Botschaften zu verbin-
den (Imagebildung).

Auf Gemeindeebene ist eine 
Plakatkampagne deshalb für die 
Kandidaten der Oppositionspar-
teien wichtiger als für einen am-

tierenden Bürgermeister, der meist 
ohnedies einen hohen Bekannt-
heitsgrad vorweisen kann.

In kleineren Gemeinden schla-
gen Bürgermeister und ihre Par-
teien im Vorfeld von Wahlkämp-
fen darum gerne vor, doch einen 
Verzicht auf Plakatkampagnen 
zu vereinbaren. Ihr Argument ist: 
Es wäre doch schön, das Ortsbild 
diesmal zu verschonen und keine 
Plakate im Ortsgebiet aufzustellen. 
Das ist nicht selten heuchlerisch 
und der dreiste Versuch, die Her-
ausforderer für dumm zu verkau-
fen. (Dasselbe kann auch für Fair-
nessabkommen gelten, die oft weit 
weniger fair sind, als ihr Name 
glauben machen will.)

So eine Übereinkunft nützt nur 
dem amtierenden Bürgermeister 
(mit hohem Bekanntheitsgrad). 
Den (meist nicht so bekannten) 
Kandidaten der Oppositionspartei-
en kann das nur schaden. Für den 
amtierenden Bürgermeister wäre 

?
Plakate sind wirksame
Klassiker  der Wahl-Werbung!
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es natürlich eine gute Sache, den 
Bekanntheitsgrad seiner Gegen-
kandidaten auf einem niedrigen 
Level zu halten.

Deshalb empfehlen wir drin-
gend, von derartigen Vorschlägen 
zur Werbebeschränkung Abstand 
zu nehmen, dienen sie doch allein 
dem Zweck, dadurch den Status 
quo einzuzementieren.

Der einzige Nachteil, den eine 
Plakatkampagne aus unserer Sicht 
hat, ist der relativ hohe Kostenauf-
wand. So schlägt etwa eine 16-Bo-
gen-Kampagne mit 20 bis 30 Pla-
katen, die in einer Stadt mit 10.000 
bis 15.000 Einwohnern über einen 
Zeitraum von vier Wochen an gut 
frequentierten Werbeflächen an-
gebracht werden, mit ca. 10.000-
12.000 Euro zu Buche (Stand 2025). 

Nicht jede Stadtgruppe kann 
sich das leisten.

Bei kleineren Gemeinden sind 
auch freilich weniger Plakatflä-

chen denkbar, was die Kosten ent-
sprechend reduziert.

Wo es budgetär aber möglich 
ist, ist eine 16-Bogen-Kampagne, 
beispielsweise für einen Bürger-
meisterkandidaten, auf jeden Fall 
sinnvoll. Gerade die Großflächen-
plakate wirken professionell und 
haben einen hohen Aufmerksam-
keitswert.

Für kleinere Ortsgruppen mit 
oft sehr geringen finanziellen 
Möglichkeiten bleiben freilich nur 
Kleinplakate (Format A0), A-Stän-
der-Plakate und ähnliche Formate.

Plakatkampagnen werden im 
Idealfall in drei Wellen konzipiert. 

Die erste Welle wird 6 bis 8 
Monate vor dem Wahltermin pla-
katiert. Findet die Wahl z.B. im 
Herbst statt (September/Oktober), 
wird die erste Welle Ende März 
ausgerollt. Sie dient dazu, den 
Kandidaten bekannt zu machen 
und emotional positiv zu besetzen.

Sind die finanziellen Mittel be-
grenzt, wird auf die März-Welle 
verzichtet.

Die zweite Welle (beispiels-
weise im Juli) präsentiert den je-
weiligen Kandidaten in schöner, 
harmonischer Umgebung (Som-
merplakat) mit dem Ziel, ihn weiter 
mit positiven Gefühlen aufzuladen 
(Vertrauen, Sicherheit, Heimatver-
bundenheit etc.).

Die dritte Welle wird vier Wo-
chen vor der Wahl plakatiert. Jetzt 
ist es Zeit, den Kandidaten mit den 
Hauptwahlkampfthemen zu ver-
binden. 

Bei der Gestaltung eines Pla-
katssujets ist zu bedenken, dass 
die Passanten ein Plakat kaum 
ausführlich betrachten und ana-
lysieren, sondern nur im Vorbei-
gehen oder Vorbeifahren wenige 
Augenblicke Zeit haben, um die 
Botschaft aufzunehmen. Deshalb 
gilt es, ein Plakat nicht zu über-
frachten.

„Mit Plakaten bekommen 
Kandidaten ein Gesicht und der 

Wahlslogan wird ins Blickfeld der 
Passanten gerückt.“

„Sieht ein Wähler ein Plakat ‚seiner‘ Partei, fühlt er 
sich bestätigt und erlebt das Gefühl, ‚meine Partei ist 
präsent und wird wahrgenommen.‘“
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Ein Kopf, ein Slogan (eventu-
ell drei Themen/Forderungen) und 
das Parteilogo – mehr braucht es 
nicht für ein gelungenes Plakat.

Häufige Fehler bei der Plakat-
gestaltung:

1) Zu viele Personen auf dem 
Foto. 

Ein Gruppenfoto auf einem Pla-
kat hat keine Wirkung. Die Pas-
santen können im Vorbeigehen 
niemanden wahrnehmen. Solche 
Plakate schauen oft aus, als wür-
den die Sieben Zwerge kandidie-
ren. Besser ist es, nur den Spitzen- 
bzw. Bürgermeisterkandidaten 
abzubilden. Die Abbildung einer 
zweiten Person bringt nur dann 
Vorteile, wenn diese den Kan-
didaten aufgrund ihres höheren 
Bekanntheits- und Beliebtheits-
grades „nach oben zieht“. Es kann 
beispielsweise sinnvoll sein, den 
Bürgermeisterkandidaten gemein-

sam mit dem Landes- oder Bun-
desobmann abzubilden. Dann pro-
fitiert der örtliche Kandidat vom 
Bekanntheitsgrad und vom Image 
des Landes- oder Bundesobmanns. 
Außerdem wird signalisiert, der 
örtliche Kandidat steht auf Au-
genhöhe mit dem höherrangigen 
Politiker. Unzweckmäßig ist es, 
den Spitzenkandidaten gemeinsam 
mit dem Listenzweiten (der meist 
einen geringeren Bekanntheitsgrad 
aufweist) abzubilden. Zum einen 
kostet das den Erstgereihten Auf-
merksamkeit – schließlich muss er 
sich nicht nur den Platz mit seinem 
Nebendarsteller teilen, sondern 
auch die Zeit, die der vorbeieilen-
de Passant auf die Betrachtung des 
Plakates wendet. Zum anderen be-
schädigt eine solche „Doppelcon-
ference“ auch die Glaubwürdigkeit 
seines Anspruchs auf die Spit-
zenposition, denn dadurch wird 
leicht der Eindruck erweckt, der 
Spitzenmann sei schwach und un-

selbständig, vielleicht sogar kon-
troll- und unterstützungsbedürftig, 
der andere sei in Wirklichkeit der 
kommende Mann etc. In der Regel 
wertet die Abbildung eines Zwei-
ergespanns den Ersten ab und den 
Zweiten auf. Im Übrigen wirkt der 
Kopfsalat zweier stereotyp grin-
sender, nicht selten in Steckrüben-
manier zusammenkopierter Politi-
ker einfach lächerlich.

(Es gibt aber auch Ausnahmen, 
etwa dann, wenn der sehr beliebte 
und bekannte Vorgänger im Bür-
germeisteramt seinen Nachfolger 
präsentiert.) 

Häufig werden Gruppenfotos 
genommen, um internen Streit zu 
vermeiden oder um die Eitelkeit 
der anderen Listenkandidaten zu 
befriedigen. Werbetechnisch ist 
das aber ein schwerer Fehler. Der 
Fokus muss ganz klar auf den Lis-
tenersten/Bürgermeisterkandida-
ten gelegt werden.

2) Zu viel Text. 
Manche Plakate sind sehr text-

lastig und deshalb für Passanten 
nicht lesbar. Ein Plakat braucht 
kurze Texte bzw. einen knackigen 
Slogan. Das Plakat ist auch kein 
Medium, um Sachverhalte zu er-
läutern oder Positionen zu erklä-
ren. Das kann eine Zeitung oder 
ein Flugblatt besser. 

Das Plakat muss in drei Sekun-
den eine klare Botschaft transpor-
tieren. Das geht nur mit kurzen und 
klaren Aussagen.

3) Jede Ortsgruppe kocht ihr 
eigenes Süppchen. 

Da die Ortsgruppen einen Gut-
teil der Wahlkampfkosten selbst 
tragen, können sie auch weitge-
hend frei über die Gestaltung der 
Plakate entscheiden. Sinnvoll ist 
es allerdings, die Kampagnen auf-
einander abzustimmen. Fährt ein 
Wähler von einem Ort zum ande-
ren, soll sich die Werbekampagne 

„Es ist sinnvoll, die Plakatkampagnen aufeinander abzustimmen. 
Eine einheitliche Linie im Bundesland ist für einzelne Ortsgruppen 

unterstützend und zeugt von Einheit und Harmonie.“

Präsenz 
 zeigen, 
heißt  

gewinnen!
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schlüssig durchziehen, was Farb-
gebung, Gestaltung etc. betrifft. 
Eine einheitliche Plakatlinie im 
ganzen Bundesland ist für die ein-
zelnen Ortsgruppen unterstützend, 
eine uneinheitliche Gestaltung 
wirkt unkoordiniert und eigenbröt-
lerisch, ja manchmal sogar dishar-
monisch.

Auch das Parteilogo soll deut-
lich sichtbar angebracht werden, 
nützt doch das schönste Wahlver-

Personalisierte Briefe

Eine kostengünstige und re-
lativ einfache Methode der di-
rekten Kommunikation mit den  
Bürgern vor einer Wahl stellen 
personalisierte Briefe dar.

Jede im Gemeinderat vertretene 
Fraktion erhält vor einer Wahl das 
örtliche Wählerverzeichnis über-
mittelt. Es ist rechtlich möglich, in 
der Wahlkampfzeit diese Adressen 
für personalisierte Werbung zu 
verwenden. 

Diese erfolgt in Form von 
möglichst individuell gestalte-
ten Briefen, die beispielsweise 
der Bürgermeisterkandidat an die 
Wähler schickt. Absender ist da-
bei die Ortspartei oder auch die  
Bezirkspartei. 

Die Briefe sollen mit einem Foto 
des Kandidaten und dem Logo der 
Orts- oder Bezirkspartei versehen 
werden und im Stil und in der Ge-
staltung einem klassischen Brief 
entsprechen. Eine persönliche 
Anrede und eine Unterschrift 

(bei kleineren Gemeinden hand-
schriftlich, sonst in guter Qualität 
eingescannt) gehören dazu.

Um dem Gesetz Genüge zu tun, 
ist folgender Hinweis auf dem 
Brief unterzubringen: Die Daten 

sprechen nichts, wenn der Absen-
der im Dunkeln bleibt.

Die Parteifarbe sollte sich vom 
Bund über die Länder bis in die 
hinterste Gemeinde durchziehen. 
Trotz aller regionalen und lokalen 
Eigenständigkeit darf das Partei-
ganze nie aus den Augen verloren 
werden. Der innere Zusammenhalt 
einer Partei zeigt sich auch an den 
äußeren Gemeinsamkeiten.

„Die Wählerbriefe sollen möglichst 
individuell und zielgruppenspezifisch 

formuliert und gestaltet werden.  
Jede Zielgruppe bekommt  

einen eigenen Brief.“

Interesse an 
der Person 

spiegelt sich im Inhalt des 
Briefes!
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wurden aus der Wählerevidenz 
gem. §5 Abs. 2 Wählerevidenzge-
setz 2018 generiert.

Die Wählerbriefe (Direct Mai-
lings) müssen in Wahlzeiten natür-
lich auf die Wahlkampflinie abge-
stimmt sein – sei es, dass sie diese 
in allgemeiner Form aufgreifen, 
näher auf sie eingehen und sie sol-
cherart transportieren, sei es, dass 
sie die drei Hauptthemen möglichst 
zielgruppenspezifisch anpassen. 
Dann bekommt jede Zielgruppe 
einen solchen, mehr oder minder 
adaptierten Brief.

Beispiele für Zielgruppen:
  Erstwähler
 	Junge Wähler bis 30 Jahre
  Senioren (ab 65 Jahre)

„Keine Angst vor Widerstand:  
Es ist nicht der Rückenwind, der einen 
Drachen steigen lässt, sondern  
der Gegenwind!“

  Bewohner spezifischer  
	 Viertel/Siedlungen (mit sied- 
	 lungsbezogenen Themen wie  
	 Verkehr, Infrastruktur etc.)

Diese Art der direkten und per-
sönlichen Wahlwerbung ist in vie-
len Gemeinden noch nicht üblich 
und die Freiheitlichen können des-
halb mit einer guten Wirkung auf 
die Wähler rechnen.

Achtung! Aus den Reihen der 
FPÖ-Gegner wird es naturgemäß 
zu negativen Reaktionen oder 
sogar zu Beschwerden kommen 
(„Woher habt Ihr meine Adres-
se?“, „Ich will von der FPÖ kei-
ne Post.“). Davon dürfen Sie sich 
nicht beirren lassen. Ihren Gegnern 
wäre es am liebsten, Sie würden 
gar nichts machen. 

	Zeitplan erstellen  
(Berücksichtigung  
Postweg)

	Vorbereitungsgespräch 
mit der Post (Wie sind 
die Briefe zu liefern, zu 
frankieren…?)

	Verantwortlichkeiten  
für Inhalt, Formulierung 
und Layout festlegen

	Zielgruppen und  
Adressaten laut Wähler-
verzeichnis definieren

	Helfer für die  
Kuvertierung buchen

CHECKLISTE  
PERSONALISIERTE  

BRIEFE 

Bei den Freunden und Sympa-
thisanten dagegen wird ein persön-
licher Brief vom FPÖ-Kandidaten 
auf positive Resonanz treffen.

Auf den nächsten Seiten finden 
Sie zwei Beispiele für zielgruppen-
spezifische Briefe, einen Senioren-
brief und einen an die Jugend.

Jede  
Chance  
wird  genützt!
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Muster-
brief

Jugend!

Muster-
brief

Senioren!
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Politische Aktivitäten ohne 
Internet und soziale Medien sind 
heutzutage undenkbar. Deshalb 
sind auch kleinere Ortsgruppen 
angehalten, eine professionel-
le Online-Präsenz aufzubauen. 
In den größeren Stadtgruppen ist 
dies heute meist bereits der Fall. 
Auf dieses Thema wird in einem 

6. INTERNETAUFTRITT UND 
SOZIALE MEDIEN

eigenen Band ausführlich einge- 
gangen. 

Im Rahmen der Wahlkampf-
planung hier nur die wichtigsten 
Empfehlungen:

Basis für die Online-Präsenz 
bildet eine ansprechende Website. 
Auf der Website sollen die Kan-

didaten/Funktionäre mit Fotos, 
Kontaktdaten und Zuständigkei-
ten vorgestellt werden. Außerdem 
wird das freiheitliche Programm 
für die Gemeinde bzw. der Forde-
rungskatalog für die Wahl bzw. 
das blaue Wahlprogramm präsen-
tiert.

Sobald die Kandidatenliste fest-
steht, muss diese auf der Website 
veröffentlicht werden. 2 bis 3 Mo-
nate vor der Wahl ist ein konkreter 
Wahlappell auf der Startseite sinn-
voll („Am … FPÖ wählen!“).

Auch eine Bürgermeisterkan-
didatur ist auf der Website zeitge-
recht kundzutun.

Ebenso muss die Website Aus-
kunft geben über alle Fixtermine 
(Stammtische, Bürgerstände, Ver-
anstaltungen).

Peinlich ist es allerdings, wenn 
noch Termine aufscheinen, die 

„Die Basis einer Online-Präsenz 
bildet eine ansprechende 

Website. Hier werden 
Funktionäre und Kandidaten, 

das Wahlprogramm und 
Termine präsentiert.“

längst abgelaufen sind, oder Per-
sonen, die keine Funktion mehr 
haben. 

Generell gilt, dass auf der Web-
site vor allem Informationen zu 
finden sein sollen, die sich nicht 
ständig ändern (Kandidaten, Funk-
tionsträger, Forderungen/Pro-
gramm, Terminkalender etc.). 

 
Ein gewisser Mindestaufwand 

an Aktualisierungsarbeit ist unbe-
dingt zu leisten und ein Website-
Verantwortlicher innerhalb der 
Ortsgruppe ist zu bestimmen.

Kein Wahl-
kampf  
ohne  

Internet!
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Auch Video-Einspielungen der 
Kandidaten sind im Wahlkampf 
eine interessante Möglichkeit, Ihre 
Kandidaten einem breiteren Pub-
likum auf eine menschliche und 
sympathische Art zu präsentieren.

Das digitale Tagesgeschäft 
spielt sich allerdings in den so-
zialen Medien ab. Eine Ortsgrup-
pe bzw. ein Bürgermeister- oder 
Spitzenkandidat, genauso wie ein 
Gemeindevorstand oder ein Stadt-
rat, soll unbedingt auf Facebook 
und Instagram präsent sein. Die 

eigene Facebook-/Instagram-Seite 
lebt von der Aktualität und sollte 
möglichst mehrmals pro Woche 
bespielt werden. 

Persönliches, Kommentare zum 
politischen Geschehen, Links zu 
anderen Seiten (Bundes- und Lan-
despartei) stellen den Alltag im 
Internet dar.

Jede Aktivität der Kandidaten 
und der Ortsgruppe soll mit sym-
pathischen Fotos gepostet wer-
den, bei jeder Aktivität muss an 
die „Vermarktung“ mittels sozialer 
Medien gedacht werden.

Besonders gut geeignet sind 
Facebook und Instagram, um die 
Kandidaten auf einer persönli-
chen Ebene zu präsentieren (beim 
Sport, im Urlaub, im Kontakt mit 
den Bürgern, im Einsatz für die 
Gemeinde etc.). Die Internet-Ge-
meinde will teilhaben am Leben 
der Spitzenkandidaten. Videose-
quenzen sind auch hier besonders 
empfehlenswert.

Facebook ist mittlerweile die 
Plattform der mittleren und älteren 
Generation, Instagram der jünge-
ren und mittleren Generation – um 
die junge Generation anzuspre-
chen, können auch Plattformen 
wie TikTok oder ähnliche Formate 
angedacht werden.

„Facebook, Instagram, 
TikTok – die Anzahl von 

Social Media wird immer 
größer. Es ist ratsam, 

vorab gemeinsam 
festzulegen, welche 

Plattformen genützt 
werden und wer für 

die Aktualität die 
Verantwortung trägt.“

„Facebook und Instagram sollten 
mindestens wöchentlich bespielt 
werden, um interessant zu bleiben.“
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	Haben wir eine Website?

	Ist sie ansprechend, über-
sichtlich und aktuell?

	Haben wir verlässliche  
Redakteure?

	Sind alle unsere Funktionäre  
mit Fotos, Kontaktdaten  
und Zuständigkeiten  
vorgestellt?

	Ist diese Liste aktuell?

	Ist das Programm der  
Freiheitlichen für die Ge- 
meinde gut auffindbar?

	Ist der Forderungskatalog 
für die Wahl (Wahlpro-
gramm) präsent?

	Ist die Kandidatenliste  
online?

	Ist die Bürgermeister- 
kandidatur online?

CHECKLISTE  
NEUE MEDIEN

	Steht 2-3 Monate vor der  
Wahl ein konkreter Wahl- 
appell auf der Startseite  
(z.B. „Am 5. Mai FPÖ  
wählen!“)? 

	Sind unsere Termine online 
und gut ersichtlich (Stamm-
tische, Bürgerstände,  
Veranstaltungen)?

	Sind abgelaufene Termine 
von der Terminvorschau  
gelöscht?

	Können Sie Videos machen 
und einspielen?

	Haben Ihre Spitzen- 
kandidaten ein Facebook- 
und ein Instagram-Profil?

	Wer hält diese Profile aktuell  
und bespielt sie mindestens 
1x pro Woche? 

	Sind die Redakteure geschult 
(Gefahren und Fallen)?

„Posten, liken, teilen – kein 
Fachchinesisch, sondern Teil 
des Wahlkampfs. Fast jeder 
kommuniziert über soziale  
Medien. Tun Sie das auch! So 
ist jeder up-to-date und alle 
Wählergruppen werden erreicht.“

Der gesamte Wahlkampf soll 
auf den sozialen Medien abgebil-
det sein und dort von Interessenten 
mitverfolgt werden können.

Für die jüngeren Funktionäre 
wird all dies bekannt und selbst-
verständlich sein, für die mittlere 
oder ältere Generation sind Inter-
net bzw. soziale Medien oft noch 
Neuland.

Bei allen Aktivitäten ist natür-
lich zu beachten, dass die Art des 
Social Media-Auftritts zu den je-
weiligen Kandidaten passen muss. 
Alle Auftritte müssen authentisch 
auf die verschiedenen Persönlich-
keiten abgestimmt werden.

Ob ein 70-jähriger Bürgermeis-
terkandidat sich auf TikTok mit 
einem besonders witzigen Video 
zum Affen machen soll, ist zu hin-
terfragen. 

Vielleicht gibt es aber einen Ju-
gendkandidaten auf der Liste, der 
sich auf diesem Kanal stimmig und 
originell präsentieren kann.

Über die Gefahren im Inter-
net und die Fallen, die gerade für 
freiheitliche Funktionäre lauern, 
wird in einem gesonderten Band 
berichtet.

Wir sind  
dort, wo 
die Wähler 

sind!
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	Aussagekräftige  
Überschrift

	Aussagekräftige er- 
klärende Unterüberschrift

	5 Ws im 1. Absatz: Wer, 
was, wann, wo, wie/wieso

	Mindestens 1 wörtliches 
Zitat

	Gute Recherche der  
Tatsachen (keine Ver- 
mutungen)

	Keine Verdächtigungen/
Verurteilungen (üble 
Nachrede, Verleumdung)

	Journalistische Sorgfalts-
pflicht beachten!

	Pressefoto + Copyright 

	Verteiler überlegen (ex-
klusiv an ein bestimmtes 
Medium oder an alle)

CHECKLISTE  
PRESSEAUSSENDUNG

Für örtliche Kandidaten ist es 
naturgemäß schwieriger, von der 
Presse wahrgenommen zu wer-
den, als für Landtags- oder Na-
tionalratsmandatare. Dennoch ist 
es wichtig, mit den Vertretern der 
regionalen Presse Kontakt aufzu-
nehmen. 

So gut wie in jedem Bundesland 
gibt es Regionalzeitungen, die üb-
licherweise wöchentlich erschei-
nen. Die dortigen Redakteure sind 
vielfach froh und dankbar über Be-
richte aus den Gemeinden. 

Auch wenn man nicht davon 
ausgehen kann, unter den Zei-

7. PRESSEARBEIT

„So gut wie in jedem Bundesland gibt es Regionalzeitungen. 
Die dortigen Redakteure sind vielfach dankbar über Berichte 

aus den Gemeinden. Es gilt, Kontakte zu knüpfen und 
Journalisten mit Pressetexten und Fotos zu versorgen.“

tungsschreibern viele Freunde zu 
haben, erfolgt die Berichterstat-
tung in den regionalen Medien 
meist neutraler und objektiver als 
in den großen überregionalen Zei-
tungen, die sich bei der Regierung 
lieb Kind machen wollen und eher 
negativ und abwertend über die 
Opposition berichten.

Für freiheitliche Bürgermeis-
ter- und Spitzenkandidaten ist es 
wichtig, mit den Redakteuren der 
Regionalzeitungen persönlich in 
Kontakt zu kommen. 

Ab und zu ein Anruf und ein 
Treffen zum persönlichen Ken-

nenlernen erleichtern den Kon-
takt. Diesbezüglich sei nochmals 
betont, dass für die Presse ein 
Bürgermeisterkandidat immer 
interessanter ist als nur ein Listen-
Spitzenkandidat.

Bei der Kontaktanbahnung zu 
den Journalisten kann auch der Be-
zirksobmann oder der Bezirksge-
schäftsführer hilfreich sein.

Nach der ersten persönlichen 
Begegnung gilt es, die Journalisten 
regelmäßig mit Pressetexten zu 
versorgen. Da viele Journalisten 
verwöhnte Menschen sind, emp-
fiehlt es sich, die Pressetexte fix 
und fertig zu servieren, möglichst 
in einem Stil, der in Zeitungen üb-
lich ist.

Sollte dem einen oder anderen 
Funktionär die Übung dazu feh-
len: Besuchen Sie ein Seminar 
zum fachgerechten Verfassen von  
Pressetexten.
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	Thema festsetzen (Gibt es 
etwas her?)

	Termin und Uhrzeit der PK 
festsetzen (keine Konkur- 
renzveranstaltungen für 
Journalisten, am Vormittag)

	PK-Ort buchen (ruhiger  
Extraraum)

	Journalisten einladen (Pres-
severteiler anlegen, mindes-
tens Name und Mailadresse)

	Begrüßung, Ansprache und 
Antworten auf mögliche 
Journalistenfragen gut  
vorbereiten

	Fotografen organisieren

	Presseunterlagen vorberei-
ten („Pressemappe“)

	Räumlichkeiten herrichten 
(Redner gut positionieren, 
auf Hintergrund achten,  
ev. Namensschilder, Tisch-
fahnen, Wasserglas, Block, 

CHECKLISTE  
PRESSEGESPRÄCH/PRESSEKONFERENZ (PK)

um Ideen zu notieren, 
sonstige Unterlagen,  
ev. Mikrofon)

	Getränke für die Journa- 
listen bereitstellen  
(ev. auch Imbiss)

	Anwesenheitsliste auf-
legen (Name, Medium, 
E-Mail)

	Nach dem Gespräch Pres-
setext an erschienene und 
nicht erschienene Journa-
listen aussenden

	Nach dem Gespräch 
Pressebeobachtung und 
Erstellung eines Presse-
spiegels mit den Artikeln

	Manöverkritik („Was  
lief gut? – Was geht  
besser?")

	Checkliste für nächstes 
Mal überarbeiten (Erfah-
rungswerte einbauen)

Über jede Aktivität in der Orts-
gruppe kann ein Pressetext ver-
fasst werden: 

Über Stammtische und Bür-
gerstandaktionen, über politische 
Forderungen und Ideen für die 

Gemeinde. Und natürlich müssen 
die Bürgermeister- (und sonstigen) 
Kandidaten rechtzeitig der Pres-
se vorgestellt werden. Zu einem  
guten Pressedienst gehören natür-
lich die passenden Fotos.

„Der Wurm muss dem Fisch schmecken, nicht dem Fischer. 
Daher sollten Pressetexte so formuliert werden, dass sie 
die Leser der jeweiligen Zeitung ansprechen.“

Gute Presse-
texte sind 
kurz und  
knackig!
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AUSBLICK AUF DEN NÄCHSTEN 
BAND: NACH DER WAHL IST  
VOR DER WAHL

Durch eine Gemeinderatswahl 
werden die politischen Karten na-
turgemäß neu gemischt. Je nach 
Wahlergebnis stellt sich für die 
Vertreter der örtlichen FPÖ die 
Frage, wie man sich verhalten und 
positionieren soll.

Konnte ein Wahlerfolg errungen 
werden, gilt es, keine Überheb-
lichkeit an den Tag zu legen. Spä-
testens nach der konstituierenden 
Sitzung des Gemeinderats sollte 
eine Ortsgruppenzeitung heraus-
gegeben werden, in der die Wahl-
ergebnisse analysiert werden und 
das Gemeinderatsteam sowie die 
Ziele und Projekte für die neue Ge-
meinderatsperiode präsentiert wer-
den. Eine erfolgreich geschlagene 
Wahl ist auch ein guter Ansatz, um 
verstärkt Mitgliederwerbung zu 
betreiben. Die Menschen schlie-
ßen sich gerne einer erfolgreichen  
Partei an, die im Aufwind ist.

Auf die Phase  
direkt nach der 
Wahl wird in Band 8 
dieser Schriftenreihe 
eingegangen.

Ist die Wahl unerfreulich aus-
gegangen, gilt es, Haltung zu be-
wahren. Eine Niederlage ist mit 
Würde hinzunehmen. Es emp-
fiehlt sich, im internen Kreis den 
Wahlausgang zu analysieren und 
Schlüsse und Erkenntnisse daraus 
zu ziehen. Was können Sie beim 
nächsten Mal besser machen, wel-
che Fehler können Sie künftig ver-
meiden?

Vorschau 
auf 

Band 
Nr. 8:
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HANDBUCH DER KOMMUNAL- 
POLITIK: DIE ÜBERSICHT 

Band 1 Band 7

Band 4

Band 9

Band 10 Zusatzband 1

Band 2 Band 8

Band 5

Band 3

Band 6
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